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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 2. 


(No. 2066.) Verordnung, betreffend die Allodifikation der nicht zur Klaſſe der Bauerlehne 
gehörigen landesherrlichen Lehne im Herzogthum Weſtphalen. Vom 
28. November 1839. 


N. 2 056 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König: von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben für angemeſſen erachtet, bei der Allodifikation der nicht zur Klaſſe der 
Bauerlehne gehoͤrigen landesherrlichen Lehne im Herzogthum Weſtphalen eine 
Ermaͤßigung der bisher Pole üblich geweſenen Bezeigungsgelder eintreten zu 
laſſen, um dadurch eine größere Gleichſtellung der gedachten Provinz in ihren 
Rechtsverhaͤltniſſen mit anderen Landestheilen der Monarchie, in welchen der 
Lehnsnexus gleichfalls noch fortbeſteht, herbeizuführen. Zu dieſem Behufe ver: 
ordnen Wir, nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 

1. In Betreff derjenigen Lehne der gedachten Art, welche ehemals 
bei der Probſtei Meſchede zu Lehn gingen, ſoll die Allodifikation gegen Entrich⸗ 
tung von zwei bis drei vom Hundert ihres Werths geſtattet werden. 

$. 2. In Betreff der übrigen landesherrlichen Lehne im Herzogthum 
Weſtphalen, welche nicht zur Klaſſe der Bauerlehne gehoͤren, ſollen 
a) bei Mannlehnen fuͤnf bis ſieben, 
b) bei Weiberlehnen, ſowohl den ſubſidiariſchen, als den vermiſchten, drei 
bis vier, 
c) bei Erblehnen zwei bis drei 
vom Hundert des Lehnwerths als Entſchaͤdigung gezahlt werden, wenn der Werth 
des Lehnsobjekts den Betrag von 10,000 Nthlr. nicht ee 

3. In Anſehung derjenigen Lehne, welche den Werth von Zehntau- 
ſend Thalern uͤberſteigen, hat es dagegen bei der bisherigen Obſervanz, wonach 
die Erbverwandlung nur gegen Entrichtung eines Bezeigungsgeldes von Zehn 
vom Hundert des Lehnwerths zulaͤſſig iſt, ſein Bewenden, ſofern nicht beſondere, 
die Lehnsfolge der Agnaten regulirende Familienvertraͤge bereits Darüber beftehen, 
oder der Lehnsbeſitzer die ausdruͤckliche Einwilligung der zur eventuellen Sukzeſ⸗ 
ſion berechtigten Agnaten in die Erbverwandlung beibringt, in welchem Falle 
letztere gegen Entrichtung der im $. 2. beſtimmten Saäͤtze ausnahmsweiſe geſtat⸗ 
tet ſeyn ſoll. 
F. 4. 
iſt unzulaͤſſig. 
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Die Allodifikation der Lehne, welche nur auf zwei Augen ſtehen, 
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F. 5. Daſſelbe gilt, wenn das Lehn zwar auf vier Augen iM, jedoch 
keine Hoffnung zur Erzielung lehnsfaͤhiger Deszendenz vorhanden iſt; wogegen, 
wenn eine ſolche noch zu erwarten waͤre, die Allodifikation nur gegen Entrichtung 
des Doppelten von der, nach der Natur des Lehns, in Gemaͤßheit obiger Be⸗ 
ſtimmungen feſtzuſetzenden Abloͤſungsſumme geſchehen kann. 

F. 6. Bei Feſtſtellung des Lehnwerths und Ermittelung der Abloͤſungs⸗ 
Summe iſt als Werth des Lehns der zu vier vom Hundert zu kapitaliſirende 
Kataſtral⸗Reinertrag zum Grunde zu legen; jedoch ſoll es den Vaſallen und be⸗ 
ziehungsweiſe den Agnaten, welche im Zweifelsfalle uͤber das Allodifikationsgeſuch 
gehört werden müffen, freiſtehen, die Aufnahme einer gerichtlichen Taxe auf ihre 
Koſten in Antrag zu bringen. i 

$. 7. Sind die bei einzelnen Lehnen zu entrichtenden Lehnsgefaͤlle, welche 
die Natur eines wirklichen Laudemiums haben, ſo groß, daß der nach geſetzlichen 
8 berechnete Kapitalswerth derſelben fuͤr ſich ſelbſt ſchon dem, nach 
den hoͤchſten der obigen Saͤtze mit Fuͤckſicht auf die Natur des Lehns ermeſſe⸗ 
nen Allodifikationskapitale bis auf die Haͤlfte deſſelben nahe kommt, oder ſelbige 
noch uͤberſteigt, ſo ſoll an deſſen Stelle der Kapitalwerth der Laudemialverpflich⸗ 
tung mit dem Zuſatze eines nach den geringſten Saͤtzen zu berechnenden Allodi⸗ 
fikationskapitals die Entſchadigung für die gleichzeitige Aufhebung des Lehnsver⸗ 
bandes und den Erlaß der Laudemialverbindlichkeit bilden. Wenn aber die 
Lehnsgefaͤlle die Natur eines Laudemiums nicht haben, ſo iſt, mit Ruͤckſicht auf 
den Ertrag des Lehns und die Hoͤhe der Leiſtung, vergleichsweiſe ein billiges 
Averſionalquantum als Allodifikationsſumme zu reguliren, wobei die in der Ab⸗ 
loͤſungsordnung vom 13. Juli 1829. Tit. 7. aufgeſtellten Grundſaͤtze, jedoch un⸗ 
tet Berückſichtigung des Verluſtes des moͤglichen Heimfalls, und der dafür zu 
entrichtenden Entſchaͤdigung, zur Anwendung zu bringen ſind. 

e eben dieſer Art iſt auch bei der Allodifikation derjenigen Lehne 
zu verfahren, die verdunkelt, und deren Beſtandtheile nicht mehr zu ermitteln ſind. 

Gegeben Berlin, den 28. November 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Seh. v. Altenftein. d. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. o. Nagler. 
v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 
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(No. 2067.) Geſetz, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Grundbeſitzer und die Ablöſung 
der Reallaſten in den Graffchaften Wittgenſtein Berleburg und Wittgen⸗ 
ſtein⸗Wittgenſtein. Vom 22. Dezember 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem Wir durch Verträge, welche mit den Fuͤrſten zu Saͤyn⸗ 

Wittgenſtein⸗Berleburg und zu Sapn-Wittgenftein- Wittgenflein 

abge⸗ 


* 


abgeſchloſſen und von Uns unterm 23. Auguſt 1821. und 11. September 1829. 
beftätigt worden find und durch die danach auf Unſere Staatskaſſen uͤbernom⸗ 
menen Entfhädigungen für die ſtandesherrlichen Unterſaſſen bereits eine Erleich⸗ 
terung ihrer Abgaben herbeigefuͤhrt haben, auch wegen der weitern Regulirung 
der Beſitz⸗ und Abgabenverhaͤltniſſe jener Unterſaſſen, ſowohl die Standesherren, 
als auch Einberufene aus der Klaſſe der Verpflichteten durch Unſere Behoͤrden 
vernommen worden ſind, ſo verordnen Wir, auf den Vorſchlag Unſeres Staats⸗ 
Miniſteriums, wie folgt: 


Er ker. Titel. 
Von den ſtandesherrlichen Unterſaſſen. 


$. 1. Alle in den beiden Grafſchaften Wittgenſtein⸗Berleburg und Witt⸗ 
genſtein⸗Wittgenſtein von den ſtandes herrlichen Unterſaſſen auf Grund eines lan⸗ 
des⸗, lehns⸗, grund⸗ oder gutsherrlichen Rechtes an die ſtandesherrlichen Haͤuſer 
zu entrichtende Geld⸗ und Naturalabgaben, Zehnten und ſonſtige Praͤſtationen 
werden vom 1. Juli 1840. ab, abgelöft. 

2. Zum Behuf dieſer Abloͤſung ift der jährliche Geldwerth ſaͤmmt⸗ 
licher im L. 1. bezeichneten Praͤſtationen auf dem durch eine beſondere Inſtruk⸗ 
tion vorgeſchriebenen Wege zu ermitteln. 

3. Den berechtigten ſtandesherrlichen Haͤuſern gegenüber wird die Kapital ⸗Ent⸗ 
Abloͤfung durch Kapitalabfindung und zwar in der Art bewirkt, daß von dem fende 
nach §. 2. ermittelten jaͤhrlichen Geſammtwerthe der Praͤſtationen wegen der chen Häuser. 
vorkommenden Ausfälle und Verwaltungskoſten ein Abzug von 3 Prozent ſtatt⸗ 
findet, ſodann aber der 25fache Betrag der verbleibenden 97 Prozent den ſtan⸗ 
des herrlichen Haͤuſern entweder baar oder in Schuldverſchreibungen der bei der 
Regierungs⸗Hauptkaſſe in Arnsberg zu errichtenden Wittgenſteinſchen Tilgungs⸗ 
Kaſſe gewaͤhrt wird. a 

4. Dieſe Schuldverſchreibungen werden von der Wittgenſteinſchen 

* Tilgungskaſſe nach dem anliegenden Muſter len und von der Regierung 
BL zu Arnsberg beglaubigt. Sie lauten auf jeden Inhaber und werden jährlich) 
mit Vier vom Hundert in halbjährigen Terminen am 2. Januar und 1. Juli 
eines 1225 A verzinſet, dergeſtalt, daß die erſte Zinsrate am 2. Januar 

1841. fällig iſt. 

$. 5. Mit den Schuldverſchreibungen zugleich werden Zinskoupons fuͤr 

die in die erſten 4 Jahre fallenden Zinstermine ausgegeben. Nach Ablauf die⸗ 

ſer 4 Jahre werden dem Inhaber des letzten Koupons neue Koupons fuͤr die 
naͤchſte Ajährige Periode ausgehaͤndigt. Auf dieſe Weiſe wird von 4 zu 4 Jah⸗ 

ren mit der Verabreichung neuer Koupons fortgefahren. Der Betrag der faͤl⸗ 
ligen Koupons kann bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen in Arnsberg, Muͤnſter, 
Minden, Coblenz und Coͤln und bei allen Steuerkaſſen der Provinz Weſtpha⸗ 

len baar erhoben werden. — Die gedachten Regierungs⸗Hauptkaſſen beſorgen 
zugleich fuͤr die Inhaber des letzten Koupons die Ausreichung neuer Koupons. 
Die Zinskoupons verjähren zum Vortheil der Tilgungskaſſe, wenn ſie 

nicht innerhalb vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 
F. 6. Zur Sicherheit fuͤr die durch Schuldverſchreibungen. verbrieften 
N und die davon zu entrichtenden N zunaͤchſt die nach HF. 11. 
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und 12. der Tilgungskaſſe uͤberwieſenen Revenuͤen. Außerdem uͤbernimmt der 
Staat die Garantie dafuͤr. 

7. Die ausgefertigten Obligationen werden durch baare Bezahlung 
eingeloͤſt und vernichtet. 

Die Einloͤſung wird nach dem Ermeſſen der Regierung zu Arnsberg ent⸗ 
weder durch Ankauf der Schuldverſchreibungen aus freier Hand oder im Wege 
der Kuͤndigung gegen Gewaͤhrung des Nennwerths bewirkt. In dem letzteren 
Falle werden entweder ſaͤmmtliche vorhandene Schuldverſchreibungen mit einem 
Male gekuͤndigt oder die davon zu kuͤndigenden durch das Loos beſtimmt. Die 
Kuͤndigung erfolgt in beiden Faͤllen durch eine dreimalige, in Zwiſchenraͤumen 
eines Monats zu wiederholende Bekanntmachung in den Amtsblättern der Re⸗ 
gierungen zu Arnsberg, Muͤnſter, Minden, Coblenz und Coͤln. 

Sechs Monate nach dem Erſcheinen der erſten Bekanntmachung werden 
die gekuͤndigten Kapitalien von der Tilgungskaſſe in Arnsberg, gegen Ruͤckgabe 
der Schuldverſchreibungen ausgezahlt. Verſaͤumt der Inhaber die Erhebung, 
o verliert er vom feſtgefetzten Zahlungstage an den Anſpruch auf ferneren Zin⸗ 
engenuß. Werden die Koupons uͤber die nach dem Zahlungstage faͤllig wer⸗ 
denden Zinſen mit der Schuldverſchreibung nicht zuruͤckgegeben, ſo wird der Be⸗ 
trag derſelben von dem zu zahlenden Kapitale in Abzug gebracht. Die nicht zu⸗ 
ruͤckgegebenen Koupons werden in dieſem Falle gleich allen übrigen eingeloͤſt (F. 5.). 

Den Inhabern der Schuldverſchreibungen ſteht ein Kuͤndigungsrecht ge⸗ 
gen die Tilgungskaſſe nicht zu. 

8. Die Schuldverſchreibungen der Tilgungskaſſe Finnen Behufs der 
Belegung gerichtlicher und vormundſchaftlicher Depoſitalgelder, ſo wie der Fonds 
oͤffentlicher Inſtitute in der Provinz Weſtphalen angekauft oder als Unterpfand 
angenommen werden. 

. 9. In wieweit das nach F. 3. berechnete Abloͤſungskapital den ſtan⸗ 
desherrlichen Häufern am 1. Juli 1840. baar oder in Schuldverſchreibungen 
gewaͤhrt werden ſoll, bleibt der Beſtimmung des eee uͤberlaſſen. 

Ablöungs ren. F. 10. Den Verpflichteten gegenüber wird die Abloͤſung der in $. 1. bes 
ven der Pflich- zeichneten Praͤſtationen durch Verwandlung derſelben in eine feſtſtehende Geld⸗ 
2 rente zur Ausfuͤhrung gebracht. 

$. 11. Nachdem der jaͤhrliche Geldwerth der an die ſtandesherrlichen 
Haͤuſer zu entrichtenden Abgaben im Ganzen und für alle einzelne Pflichtigen 
ermittelt und feſtgeſtellt iſt, wird den letzteren der fünfte Theil deffelben erlaſſen. 
Der Betrag von : tritt als eine feſte Geldrente an die Stelle der abgelöften 
Praͤſtationen und iſt am 1. Januar, 1. Februar, 1. Maͤrz, 1. Oktober, 1. No⸗ 
vember und 1. Dezember eines jeden Jahres jedesmal mit + durch Vermitte⸗ 
lung der Steuerkaſſen zu Berleburg und Laasphe an die Tilgungskaſſe zu Arns⸗ 
berg abzuführen. Die erſte Rate iſt am 1. Oktober 1840. fällig. 

$. 12. Außer den nach $. 11. von den praͤſtationspflichtigen Unterſaſſen 
zu entrichtenden Renten wird der Wittgenſteinſchen Tilgungskaſſe ein fixirter 
jährliher Zuſchuß aus den allgemeinen Staatsfonds von der Höhe uͤberwieſen, 
daß die Tilgungskaſſe in den Stand geſetzt wird, die nach $. 3. von ihr ver- 
brieften Kapitalien nicht nur zu verzinſen, ſondern auch binnen 41 Jahren ein⸗ 
zulöͤſen und zu tilgen. Nach Ablauf dieſer Friſt haben die Pflichtigen keine wei⸗ 
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tere Zahlungen an die Tilgungskaſſe zu entrichten. Dagegen kann aber auch 

niemals eine Berufung darauf ſtattfinden, daß die Grundſteuer in den beiden 

Wittgenſteinſchen Grafſchaften bis zu dem Erſcheinen des Grundſteuergeſetzes 

vom 21. Januar d. J. nur nach Maaßgabe des nach Abrechnung der Real⸗ 

laſten ſich ergebenden Seinertenge der Grundſtuͤcke zu entrichten geweſen, in der 
Wirklichkeit aber nach dem vollen Kataſtralertrage, ohne Beruͤckſichtigung der 

Reallaſten, erhoben worden ſey. Jeder, Seitens der Grundſteuerpflichtigen bier: 

aus etwa gegen die Staatskaſſen herzuleitende Entſchaͤdigungsanſpruch wird viel⸗ 

mehr durch die Ueberweiſung des vorgedachten Zuſchuſſes ausgeſchloſſen und erledigt. 
9. 13. Es iſt den Pflichtigen unbenommen, die von ihnen zu entrichtende 

Rente auch ſchon vor Ablauf des 41jaͤhrigen Zeitraums ganz oder theilweiſe 

durch Kapitalzahlung abzuloͤſen. Wie hoch der Abloͤſungsbetrag beim Beginn 

eines jeden Jahres dieſer Periode zu ſtehen kommt, iſt nach der beigefuͤgten Ta⸗ 
1 belle zu berechnen. Bei theilweiſer Abloͤſung der Rente muͤſſen jedoch die ab⸗ 
zuloͤſenden Rentenbetraͤge mindeſtens in 5 Sgr. beſtehen und in Summen von 

5 Sgr. ſich abrunden. 

14. Wenn die auf rentepflichtigen Beſitzungen vorhandenen Wohn— 

Gebäude abbrennen, einftürzen oder abgebrochen werden und deshalb die auf 

dieſen Gebaͤuden ruhende Grundſteuer nicht mehr erhoben wird, K iſt gleichzei⸗ 

tig auch derjenige Theil der an die Tilgungskaſſe abzufuͤhrenden ente, welcher 
als lediglich auf dem Hauſe haftend anzuſehen iſt, außer Hebung zu ſetzen. 
Dagegen wird aber auch bei allen, auf rentepflichtigem Boden neu erbau— 
ten Wohngebäuden, ohne Unterſchied, ob dieſelben an die Stelle fruͤher vorhan⸗ 
den b Wohngebaͤude treten oder nicht, dieſe Hausrente neu in Hebung 
geſetzt, ſobald die Erhebung der von denſelben veranlagten Grundſteuern beginnt. 
Die Standesherrſchaften find dagegen vom 1. Juli 1840. an, abgeſehen 
von den ihnen verbleibenden Ruͤckſtaͤnden, nicht mehr befugt, von neuen Anſied⸗ 
lern oder den vorhandenen Grund- und Hausbeſitzern Abgaben oder Leiſtungen 
irgend einer Art auf Grund eines landes“, lehns⸗, grund- oder gutsherrlichen 
Rechtes zu fordern. 
$. 15. Dieſe neu in Hebung zu ſetzende Hausrenten, die nach dem 

1. Juli 1881 nicht mehr erhoben werden, jedoch auch ſchon früher nach F. 13. 

abgeloͤſt werden koͤnnen, find zunaͤchſt dazu beſtimmt, die durch die Abſetzung der 

Hausrente von eingegangenen Wohngebaͤuden oder durch Unbeibringlichkeit ein⸗ 

zelner Rentenbetraͤge entſtehenden Ausfaͤlle zu decken. In ſofern ſie mehr be⸗ 
cragen, als hierzu erforderlich iſt, wird dadurch eine Abkuͤrzung der 41 jährigen 
Tilgungsperiode bewirkt. 

. 16. Saͤmmtliche ſtandesherrliche Unterſaſſen (ohne Unterſchied ob fie Erwerbung des 
zu den Bauern und Kanoniſten oder zu den Beiſitzern gehören, oder mit einem en 
andern Namen bezeichnet werden), welchen gegenwaͤrtig nur das nutzbare Eigen⸗ 
thum oder ein Erbpachts⸗ oder ſonſt vererbliches Beſitzrecht der von ihnen be⸗ 
nusten Grundſtuͤcke zufteht, erwerben mit den in $%. 17. bis 19. angegebenen 
Beſchraͤnkungen, vom 1. Juli 1840. ab, das volle Eigenthum jener Grundſtücke 
dergeſtalt, daß namentlich ein Heimfallsrecht von da ab nicht mehr ſtattfindet 
und die Verpflichtung zur Einhoͤlung des ſtandesherrlichen Konſenſes bei Ver: 
dußerungen, Dismembrationen und Verpfändungen wegfaͤllt. 

(Jo. 2067.) $. 17. 
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F. 17. In ſoweit den ſtandesherrlichen Häufern an den gegenwartig noch 
aus der Zeit vor dem 8. Januar 1812. auf den Grundſtuͤcken der Unterſaſſen 
vorhandenen Waldbaͤumen das Eigenthumsrecht zuſteht, hat es dabei ſein Be⸗ 
wenden. Die Standesherrſchaften find jedoch gehalten, dieſes Eigenthumsrecht 
vor dem 1. Juli 1843. durch Abholzung oder durch Verkauf der Baͤume an 
den Beſitzer der Grundſtuͤcke oder an dritte Perſonen (letztern Falles mit der 
Bedingung ſofortiger Abholzung) geltend zu machen, widrigenfalls daſſelbe zu 
Gunſten der Grundbeſitzer als erloſchen betrachtet wird. Hinſichtlich der ſeit dem 
S. Januar 1812. aufgewachſenen Baͤume ſteht den Standesherrſchaften ferner⸗ 
hin weder ein Eigenthums⸗ noch ein Zehntrecht zu. s 

$. 18. Das Recht auf den Bergzehnten und uͤberhaupt auf die von der 
Gewinnung unterirdiſcher Erzeugniſſe zu entrichtenden Abgaben, desgleichen die 
Jagd⸗ und Fiſchereigerechtigkeit der ſtandes herrlichen Haͤuſer beſtehen bis auf 
Weiteres in der bisherigen Art und in dem bisherigen Umfange unveraͤn⸗ 


dert fort. 

19. In Anſehung der beſtehenden Muͤhlenbannrechte bleibt es fuͤr 
jetzt bei der beſtehenden Verfaſſung. 

20. Das nach $. 3. für die abgeloͤſten Leiſtungen den ſtandesherrlichen 


e Haͤuſern, theils baar, theils in Schuldverſchreibungen der Tilgungskaſſe zu ge⸗ 


dritter Perſo 


hung auf 


waͤhrende Kapital tritt in Ruͤckſicht der Lehns⸗ und Fideikommiß verbindungen der 


nen In e Re Schulden und Reallaſten in die Stelle jener Leiſtungen. Die 


Abloͤſung. 


gedachten Schuldverſchreibungen werden in jeder Beziehung den Baarzahlungen 
gleich geachtet. 

K 21. Die hypothekariſchen Glaͤubiger und zwar ſowohl diejenigen, 
welche Kapitalien zu fordern haben, als diejenigen, welchen ein Realrecht auf 
Renten, Abgaben und ähnliche ſortdauernde Leiſtungen zuſteht, imgleichen die 
Lehnsherren, Lehns⸗ und Fideikommißfolger, etwanigen Wiederkaufsberechtigten ꝛc., 
koͤnnen weder der Ablöfung ſelbſt widerſprechen, noch ihre Zuziehung bei dem 
Abloͤſungsgeſchaͤft verlangen. N 

22. Die hypothekariſchen Glaͤubiger (F. 21.) der ſtandesherrlichen 
Haͤuſer ſind dagegen berechtigt zu fordern, daß das Abloͤſungskapital, ſoweit es 
dazu hinreicht oder erforderlich iſt, zur Abſtoßung der zuerſt eingetragenen reſp. 
zuerſt angemeldeten Schulden oder Leiſtungen verwendet oder zur Wiederher⸗ 
ſtellung ihrer durch die Ablöfung geſchmaͤlerten Sicherheit angelegt werde. 

$. 23. Sie werden zu dem Ende, ſobald der Betrag des Abloͤſungs⸗ 
Kapitals feſtſteht, von dem Ober⸗Landesgerichte zu Arnsberg durch eine, in den 
Amtsblaͤttern der Regierungen zu Arnsberg, Muͤnſter, Minden, Coblenz und 
Coͤln zu erlaſſende, Bekanntmachung zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame bin⸗ 
nen einer praͤkluſiwiſchen Friſt von ſechs Wochen unter der Verwarnung aufge⸗ 
fordert, daß ſonſt angenommen werden ſolle, fie ſeyen mit der unter der Aufſicht 
des Ober⸗Landesgerichts zu Arnsberg nach Maaßgabe des F. 22. zu bewirken⸗ 
den anderweiten Verwendung des Abloͤſungskapitals einverſtanden. 5 

24. Die Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Intereſſenten Wiederkaufsberech⸗ 
tigte ꝛc. der Standesherr haften muͤſſen es ſich gefallen laſſen, daß die hypothe⸗ 
kariſchen Schulden und eallaſten, ſoweit ſolche für fie verpflichtend ſind, durch 


das Abloͤſungskapital abgetragen werden. Soweit daſſelbe aber hierzu ber- 
or⸗ 


forderlich iſt, muß ſolches anderweit zu Lehn oder Fideikommiß angelegt und 
ſicher geſtellt, oder ſonſt zu dauernden Verbeſſerungen der ſtandesherrlichen Guͤ⸗ 
ter verwendet werden. N . 

9. 25. Damit das Abloͤſungskapital ſeinen vorſtehend angedeuteten 
Zwecken gemäß wirklich verwendet werde, iſt daſſelbe, und zwar ohne Unterſchied, 
ob es baar oder in Schuldverſchreibungen gewaͤhrt wird, zum gerichtlichen De⸗ 
pofitorium des Ober⸗Landesgerichts zu Arnsberg einzuzahlen. 

$. 26. Dieſes hat ſodann für die beſtimmungsmaͤßige Verwendung der 
Abloͤſungsgelder nach den Vorſchriften des Geſetzes wegen Sicherſtellung der 
Gerechtſame dritter Perſonen vom 29. Juni 1835. und der durch daſſelbe er- 
gänzten früheren Verordnungen zu ſorgen, und überhaupt das Weitere in der 
Sache mit eben den Rechten und Pflichten zu reguliren, welche dort den Gene⸗ 
ral⸗Kommiſſionen fuͤr ähnliche Verhaͤltniſſe übertragen ſind. 

$. 27. So lange das Abloͤſungskapital ſich ganz oder theilweiſe im De⸗ 
poſitorium befindet, hat das Ober⸗Landesgericht die baar eingezahlten Summen, 
ſo wie die ſpaͤter durch Einloͤſung der von der Tilgungskaſſe ausgefertigten 
Schuldverſchreibungen baar eingehenden Betraͤge nach den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Benutzung der im gerichtlichen Depoſitorium befindlichen Gel⸗ 
der zinsbar anzulegen, und überhaupt die ganze Maſſe nach den Vorſchriften der 
Depoſitalordnung zu verwalten. — Die eingehenden Zinſen werden jederzeit den 
zeitigen Fideikommißnutzern überwieſen, ſo lange nicht etwa auf dem ordnungs⸗ 
maͤßigen Wege ein Arreſtſchlag angelegt iſt. 

28. Die zu den nach K. 1. abzuloͤſenden Leiſtungen verpflichteten Ein⸗ 
geſeſſenen und deren Grundſtuͤcke ſind den ſtandesherrlichen Haͤuſern, deren hy⸗ 
pothekariſchen Glaͤubigern und den ſonſtigen im F. 21. bezeichneten Intereſſen⸗ 
ten vom 1. Juli 1840. ab, ſoweit es ſich nicht um vor dieſem Termine fällige 


+ 


Beträge handelt, wegen jener Leiſtungen in keiner Art mehr verhaftet, und ge⸗ 
gen alle Anſpruͤche dieſer dritten Perſonen geſichert, ohne 7 1 N ob die 
letzteren aus dem Hypothekenbuche oder den Grundakten 50 ind oder nicht. 
Die von den ſtandesherrlichen Saufen aufgegebenen Gerechtſame find 
daher bei Anlegung der Hypothekenfolien für die berechtigt geweſenen Güter 
nicht einzutragen oder, ſofern die Anlegung dieſer Folien noch vor dem 1. Juli 
1840. bewirkt wird, nach dem 1. Juli 1841. von Amtswegen zu loͤſchen. — 
Eben ſo iſt in Betreff der entſprechenden Vermerke in den Hypothekenbuͤchern 
der verpflichteten Grundſtuͤcke zu verfahren. In 90 jedoch die bis zum 
1. Juli 1840. fälligen Leiſtungen zum Theil ruͤckſtaͤndig bleiben und Seitens 
der Standesherrſchaften vor dem 1. Juli 1841. bei den kompetenten Hppothe⸗ 
kenbehoͤrden Behufs der Eintragung angemeldet werden, ſind dieſe Ruͤckſtaͤnde 
gleichzeitig mit der Loͤſchung der fortlaufenden Leiſtungen beſonders einzutragen. 
$. 29. Vom 1. Juli 1840. an ſind die im J. 28. bezeichneten Einge⸗ 
ſeſſenen und deren Grundſtuͤcke der Wittgenſteinſchen Tilgungskaſſe fuͤr die von 
da ab, an dieſelbe abzuführenden Renten ganz eben fo verhaftet, wie fie den ge 
genwaͤrtigen Perechtigten für die gegenwartigen Leiſtungen haften. 

JIn ſofern daher gegenwaͤrtig nicht ſaͤmmtliche Grundſtuͤcke eines Ver⸗ 
pflichteten für den Geſammtbetrag der gegenwärtigen Leiſtungen, ſondern nur 
. Grundſtuͤcke fuͤr gewiſſe Leiſtungen haften, ſind die verſchiedenen Ge 
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ſtuͤcke auch in Zukunft nur für denjenigen Theil der neu regulirten Rente ver⸗ 
haftet, welche den gegenwaͤrtig darauf ruhenden Leiſtungen entſpricht. 


$. 30. Zur beſſeren Ueberſicht ſollen beſondere Grundlaſtenbuͤcher ange⸗ 
legt werden, welche nachweiſen, in wie weit jedes einzelne Grundſtuͤck oder jeder 
Komplexus von Grundſtuͤcken mit Renten der Tilgungskaſſe beſchwert iſt. 

Dieſe Grundlaſtenbuͤcher muͤſſen ſich den Grundſteuerkataſtern 9 
und find mit dieſen zugleich fortzuführen, und zwar mit der Maaßgabe, daß 
wenn ein Grundſtuͤck oder ein Komplexus von Grundſtuͤcken, der fuͤr eine Rente 
der Tilgungskaſſe ſolidariſch haftet, dismembrirt wird, jedes Trennſtuͤck fortan 
nur fuͤr den Theil der Rente verhaftet bleibt, welcher nach dem Verhaͤltniſſe ſei⸗ 
nes Kataſtralertrages zu dem der uͤbrigen Trennſtuͤcke darauf fällt. 

9. 31. In den Hypothekenbuͤchern findet eine vollſtaͤndige Eintragung 
der Renten der Tilgungskaſſe nicht ſtatt. — Auf dem Hypothekenfolium eines 
jeden rentepflichtigen Grundſtuͤcks oder Gutes iſt vielmehr sub rubrica II. nur 
zu vermerken, daß dies Grundſtuͤck oder Gut bis zum 1. Juli 1881. der Witt⸗ 
genſteinſchen Tilgungskaſſe verpflichtet ſey. 

Dieſer Vermerk hat die Folge, daß die Renten, wenn ſie auch nicht aus 
dem Hypothekenbuche, ſondern nur aus dem Grundlaſtenbuche ſpeziell erſichtlich 
ſind, dennoch nicht nur vor allen ſpaͤter, ſondern auch vor den ſchon jetzt einge⸗ 
tragenen hypothekariſchen Forderungen, daſſelbe Vorzugsrecht genießen, welches 
gegenwärtig den abzulöfenden Leiſtungen zuſteht. 

Nach dem 1. Juli 1881. werden die vorgedachten Vermerke in den Hy⸗ 
pothekenbuͤchern von Amtswegen geloͤſcht, in ſofern eine frühere Abloͤſung der: 
Rente (F. 13.) die Loͤſchung nicht ſchon vor dieſem Zeitpunkte moͤglich macht. 

$. 32. Von den nach $. 25. einzuzahlenden Abloͤſungskapitalien ſind⸗ 
keine Depoſitalgebuͤhren zu erheben. Auch werden die Verhandlungen zwiſchen 
dem Ober- Landesgericht zu Arnsberg ae und den zeitigen Fideikommiß⸗ 
Nutzern oder Realberechtigten ($. 21.) andererſeits ftempel- und koſtenfrei gepflogen. 

Soweit dagegen zwiſchen den Fideikommißnutzern und Realberechtigten 
(J. 21.) Streitigkeiten oder Prozeſſe entſtehen, kommen in Bezug auf Stempel 
und Gebuͤhren die allgemeinen Beſtimmungen zur Anwendung. 

Leiſtungen an $. 33. Wenn ſtandesherrliche N außer den Standesherrſchaf⸗ 
Bernie ten auch noch anderen Realberechtigten zu Abgaben und Leiſtungen verpflichtet 
ſind, ſo kommen hinſichtlich deren Abloͤſung (Verwandlung oder Abfindung) die 
Ablöͤſungsordnung vom 13. Juli 1829. und die 9 erlaͤuternden, ergaͤnzen⸗ 
den oder abaͤndernden, ſpaͤteren Beſtimmungen zur nwendung. 5 


Zweiter Titel. 
Von den Eingeſeſſenen der Grafſchaften Wittgenſtein-Berleburg 
und Wittgenſtein-Wittgenſtein, welche nicht ſtandesherrliche 
Unterfaffen find. 

Bedingungen d. 34. In foweit das Obereigenthum oder Eigenthum einzelner Grund⸗ 
des wellen El ſtuͤcke der Grafſchaften Wittgenſtein⸗ Berleburg und Wittgenſtein-Wittgenſtein, 
genchums. deren Inhaber bis jetzt nur das nutzbare Eigenthum oder ein Erbpachts- oder 
ſonſt vererbliches Beſitzrecht haben, nicht den Fuͤrſtlichen Standesherrſchaften, 

ſondern Kirchen-, Pfarr- und Schulſtellen oder anderen moraliſchen oder 115 

en 
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4 Perſonen des In⸗ oder Auslandes zuſteht, uͤberkommen die Inhaber die⸗ 
er Grundſtuͤcke durch gegenwaͤrtiges Geſetz das volle Eigenthum derſelben, wenn 
die Grundſtuͤcke entweder von allen gutsherrlichen Laſten befreit find oder doch 
mit keinen andern Laſten en bleiben, als mit feſten Geld⸗ oder Getraide⸗ 
Abgaben oder ſolchen Strohlieferungen, die aus verwandelten Zehnten entſprun⸗ 
gen find. Rückſichtlich derjenigen Grundſtuͤcke, welche von andern als den oben 
genannten Laſten erſt noch durch deren Abloͤſung (Verwandlung oder Abfin- 
dung) zu befreien find, tritt das volle Eigenthum mit der Abloͤſung ein. Da⸗ 
bei erloͤſchen Dienſte und Leiſtungen, welche, der Lehnsverbindung wegen, als 
bloße een zu leiſten waren, oder auf Schutz und Beiſtand abzweckten, 
ohne beſondere Abloͤſung von ſelbſt, ſobald im Uebrigen die Bedingungen der 
Erwerbung des vollen Eigenthums vorhanden ſind. Auch hindert die Belaſtung 
er die . beſtehenden Zwangs⸗ und Bannrechte die Erwerbung des Eigen⸗ 
thums nicht. 

$. 35. Die Abloͤſung iſt in Betreff aller vor Verkuͤndung des gegen⸗ Anwendung 
waͤrtigen Geſetzes entſtandenen Reallaſten zuldffig und wird nach den Vorſchrif⸗ der Ablöfunge, 
ten der Abloͤſungsordnung vom 13. Juli 1829. und den dieſelbe erlaͤuternden, 18. Jul 1829. 
ergaͤnzenden oder abaͤndernden Beſtimmungen bewirkt. Bei Abloͤſung der Dienſte 
10 jedoch ohne Unterſchied der Faͤlle nach den Beſtimmungen des $. 81. der Ab⸗ 
loͤſungsordnung zu verfahren. Die Vorſchriften in . 8285. kommen daher 
nicht zur Anwendung und eben ſo wenig die Beſtimmungen wegen Abloͤſung der 
Zwangs⸗ und Bannrechte in $$. 86 —90. jenes Geſetzes. 

$. 36. Mit der Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen ‘u 34. Ausführungs- 
und 35.) nach Anleitung der Abloͤſungsordnung vom 13. Juli 1829. F. 135, Behörde 
seq. und der Verordnung vom 30. Juni 1834. wird die General⸗Kommiſſion 
zu Muͤnſter beauftragt. 

9.37. Die Eingeſeſſenen der Grafſchaften Wittgenſtein⸗Berleburg und Arzemeine Be 
Wittgenſtein⸗Wittgenſtein haben alle ihnen obliegende Abgaben und Leiſtungen, ſimmungen 
die nach den 3 Beſtimmungen ($$. 1—36.) abgeloͤſt werden koͤnnen, 
bis zur bewirkten Abldfung (Verwandlung oder Abfindung) unweigerlich fort 
zu entrichten. Eben fo haben fie auch ihre Verpflichtungen hinſichtlich der lan⸗ 
desherrlichen Abgaben und aller Kreis⸗, Kommunal-, Parochial⸗, Sozietaͤts⸗ und 
ſonſtigen ee auf welche gegenwaͤrtiges Geſetz uͤberall keinen Einfluß hat, fer⸗ 
nerhin zu erfuͤllen. i 

$. 38. Alle den Anordnungen dieſes Geſetzes entgegenſtehende Beſtim⸗ 
mungen fruͤherer Geſetze, insbeſondere der Großherzoglich Heſſiſchen Verordnung 
vom 9. Februar 1811. werden hierdurch ei 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. b. Rochow. v. Nagler. 
v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. Zeh. v. Werther. v. Rauch. 
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(Königliches Wappen.) 


De durch die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 1839 geſtif⸗ 
tete Wittgenſteinſche Tilgungskaſſe beſcheinigt durch dieſe Schuldverſchreibung, 
daß der Inhaber von derſelben ein Kapital von ; Thalern 


in Silber⸗Courant zu fordern hat und der Werth dafuͤr durch Abloͤſung von 
Reallaſten berichtigt worden iſt. 5 


Die Zinſen dieſes Kapitals werden vom 1. Juli 1840 an, jaͤhrlich zu 
Vier vom Hundert am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres gegen Aushaͤn⸗ 
digung des beſonders ausgefertigten Zinskoupons bei den Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſen zu Arnsberg, Muͤnſter, Minden, Coblenz und Coͤln und bei allen Steuer⸗ 
kaſſen in der Provinz Weſtphalen gezahlt. 


Das Kapital wird dem Geſetz vonn gemäß mittelſt 
Ankaufs oder Verlooſung abgetragen, kann aber von dem Inhaber nicht ge⸗ 
kuͤndigt werden. Zur Sicherheit fuͤr das Kapital und die Zinſen haftet das 
geſammte Eigenthum der Tilgungskaſſe, insbeſondere die durch die Ablöfungen 
konſtituirten Grundrenten. Zugleich garantirt der Staat Kapital und Zinſen. 


Arnsberg, den 


Wittgenſteinſche Tilgungs⸗Kaſſe. 
(Unterſchriften.) f 


Vorſtehende Schuldverſchreibung uber . Thaler Courant 
wird hierdurch beglaubigt. f er tree 
Arnsberg, den uch 0015 = 


Königliche Negierung. 
(unterſchriften.) 


Eingetragen mit Courant. 


Haupt⸗Regiſter Fol. 


Tabelle 


d 


Kapital-Betraͤge, für welche eine jaͤhrliche Rente von 5 Sgr., 10 Sgr., 
15 Sgr. ꝛc., in jedem Jahre der 41jaͤhrigen Tilgungs-Periode abgeloͤſet 
werden kann. 


| ee De 
Im Anfange ſungspreis einer Rente 
des Jahres 


g von von von von von von 9 
* 5 Sgr. 10 Sgr. | 15 Sgr. 20 Sgr. 25 Sgr. 1 Rthlr. 
eriode. 
Reh. Sar. WERE. Sgr. Pf. | Rn. Sgr. Pf. | RN. Sar. Pf. | Rh, Ser. Pf.] Rth. Sgr. Pf. 
* . | 80 11 
10 — 1620 


8 
© 
S 
| 
= 
| 
f 


ı 1 310 - 13 — 120 —— 
2 130-1 617110 92611] 13 510 16 14110] 19123) 9 
3 3 7111) 613110) 923 9 13 1 slıs 9 71917 6 
43 6,100 6,1 s| 9.20 el 12 27 4/10 4 2] 1911 — 
5 | 35 9| 611) 5| 9/17 2| 1222 10 15/28 7 19 4 3 
6 34 7 6 9 ıl 913 8 1218 al 1522 sl 18 27 3 
7 33 A| 6/6 s| 910— 1213 3 15/160 7] 181911 
8 32 10 64 1 9 6 212 8 3/15½0 318024 
9 3 — 9 6 1) 6) 9 2 3/12 211 15 3 8 18 4 5 
10 | 2120| 4 5½8 9, 8028 1] 1127 6] 14 6110| 1726 2 
11 2270 55 , S 810 ana) 91 19 9 17/17 8 
12 226 6] 5022110 8195/1101510 14/12 A| 17 8 9 
13 | 224110 5/1910] 814 9/119 8 14 A 7 1629 6 
14 223 a] 516 sl 8 911113 3 1326 71619011 
15 221 s! 513 al 8 411 10026 7 1318 3/16 911 
16 2119 11] 5 9100 729 9] 1019 s} 13 9 71329 6 
17 218 ı 5 603] 7.24 Al 1012 5 13 71518 8 
ıs 2016 3] 5 20 6 7/18 sl 10 41 120210 215 7 5 
19 2.14 al 428 7 7 12100 9027 2/1211 5 14.25 8 
20 212 3 aa 60 7 6 ol 919 2 1 3 1413 6 
21 I 210 2] 420 3 7— 5] 910 7 1120 9 14 — 10 
22 2 711 415/½110 602310 9 110 11 9 91317 9 
N 23 2 5 si 4110 4 60617 — 8220 si 1028 Al 13 4 — 
24 21 3 4l 4 67 6| 91 80130 21 10116: 6! 12199 
25 2 — 10] A 1 sl 6 2 6 8 30 Al 10 A| al 12 5 
26 [1028 3 326 6 5024 ol 7.23 ıl 921 41119 7 
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Im Anfange 
des Jahres 


Periode. 


Abloͤſungspreis einer Rente. 


Rib. Sar. Pf. | Rn. Sgr. Uf. Reh. Sgr. Pf. | RN. Sar. Wi. Ath. Sgr. PR. Sgr. Pf. 


27 125 7| 3210 2] 5/16 9| 7/12 4 
28 102210] 3115| s| 5 8 5] 7 13 
29 11911 3 910] 4/29 9] 6119| 8 
30 11611] 3) 3110| 420 9] 6078 
31 11310] 227 7| 41105] 525 3 
32 1100 7| 2121| 1] 4 10 8] 5/12 3 
33 1 7 2J 2014 A| 3/21 6| 4280 8 
3⁴ 113 st 2 7 A| 3(11—I 414 8 
35 1——1 2)—1-1 3——1 4 —— 
36 — 26 3] 10220 5] 2180 8J 3/14/10 
37 — 22 3] 1114| 60 2 60 9] 2029 — 
38 — 18 2] 11 60 A| 1024 35] 2127 
39 — 1311 — 27 9| 1/110 S| 1/25 6 
40 — 9 51 — 1810 — 28 3] 107 9 
Aal — 4110| —| 9 71 — 14 5] — 19 3 


ö Berichtigung. 


9 8-111 307 
824 1] 10116111 
8 9| 8 9120| 7 
724 s| 9111| 7 
7 9 — 802210 
6.2 9| S| 3] A 
60 50110 713] ı 
518 4 6022 — 
5— — 6 —— 
4110 il 5| 7| 3 
3211 4/ 41307 
3 — 9 318011 
2 9 5ſ 2123| 3 
1017 2| 10267 
— 24 — — 28 10 


Im Artikel 20. der in Nr. 27. der Geſetzſammlung von 1839. abge⸗ 
druckten Uebereinkunft mit der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung zur Befoͤrderung 


der Rechtspflege iſt auf Seite 357. Zeile 19. von oben, 


ſtatt: 


„über die Priorität einer Forderung von denſelben Gerichten“ 


zu leſen: 


„über die Priorität einer Forderung entſtehenden Streit von denſel⸗ 


ben Gerichten 20. 


— — rb 


